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Text 

Gestaltungsbeiräte 

§ 62 

(1) Von den Gemeindevertretungen der Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern und von 
Gemeindeverbänden können Gestaltungsbeiräte eingerichtet werden. Für jene Gemeinden, für die kein so 
eingerichteter Gestaltungsbeirat besteht, ist bei jeder Bezirkshauptmannschaft ein Gestaltungsbeirat 
einzurichten. 

(2) Gestaltungsbeiräte dienen der städtebaulichen Beratung der Gemeinden. Sie haben zu Entwürfen 
von Bebauungsplänen der Aufbaustufe längstens binnen acht Wochen eine Stellungnahme aus 
städtebaulicher Sicht abzugeben. 

(3) Eine Befassung des Gestaltungsbeirats kommt bei Planungsgebieten innerhalb von 
Schutzgebieten nach dem Salzburger Altstadterhaltungsgesetz 1980 oder Ortsbildschutzgebieten nach 
dem Salzburger Ortsbildschutzgesetz nicht in Betracht. Es bleibt der Altstadterhaltungskommission nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Salzburger Altstadterhaltungsgesetzes 1980 jedoch unbenommen, 
Mitglieder des Gestaltungsbeirats als Fachexperten beizuziehen. 
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(4) Die Gestaltungsbeiräte bestehen aus drei bis fünf Mitgliedern, die von der Gemeindevertretung, 
von der Verbandsversammlung bzw vom Bezirkshauptmann zu bestellen sind. Sie haben Fachleute auf 
dem Gebiet der Architektur, der Orts-, Stadt- und Landschaftsbildpflege oder der Orts- und Stadtplanung 
zu sein. Die Gestaltungsbeiräte beschließen mit Stimmenmehrheit. 

(5) Die näheren Bestimmungen über die Funktionsdauer, die Bestellung der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder, die Beiziehung von weiteren Fachleuten mit beratender Stimme und die 
Geschäftsführung der Gestaltungsbeiräte werden durch Verordnung der Landesregierung erlassen. Die 
Gestaltungsbeiräte haben ergänzende Geschäftsordnungen zu beschließen, die der Genehmigung des 
jeweiligen Bürgermeisters oder der jeweiligen Bürgermeisterin, des Verbandsausschusses bzw des 
Bezirkshauptmannes oder der Bezirkshauptfrau vom Standpunkt der Gesetzmäßigkeit bedürfen. 

(6) Die Kosten der Befassung der Gestaltungsbeiräte sind Kosten der Bebauungsplanung. 
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